
II.	� DAS ROTE PROJEKT  
KONKRET

Wie sieht der sozial-ökologische Umbau konkret aus? Das folgende Kapitel 
enthält mögliche Umbaupfade für die vier Sektoren Energie, Mobilität, Industrie 
und Agrar. Jedes dieser Leitprojekte ist untergliedert in die Beschreibung des 
Ziels (Vision 2050) und eine Analyse der Ausgangslage (Ist-Zustand).  
Abschließend benennen wir konkrete Instrumente und Maßnahmen (Umbau), 
aber auch eine Reihe offener oder strittiger Fragen, die wir auf Veranstaltungen, 
auf www.plan-b-mitmachen.de, www.facebook.com/groups/planbe/  
und auf einer Konferenz am 26/27. Oktober 2012 in Berlin diskutieren wollen. 

INDUSTRIE: Moderne Zeiten 
Vision 2050

Die industrielle Produktion hat sich von der 
Energie- und Ressourcenverschwendung der 
letzten Jahrzehnte verabschiedet. Die Verlage-
rung von »schmutziger« Produktion in andere 
Regionen der Welt ist gestoppt. Um ein Bild 
aus der Studie »Zukunftsfähiges Deutschland« 
aufzugreifen: Nicht mehr der übergewichti-
ge, schwer manövrierbare und gefährliche 
Hochseetanker symbolisiert die industrielle 
Fertigung, sondern das elegante und hochmo-
derne Segelschiff. Ein Segelschiff, das sich vom 
Wind angetrieben als vergleichsweise kleines, 
ressourcenleichtes und wendiges Fahrzeug 
bewegt. Ein Schiff, das kein Risiko mehr für die 
Menschen darstellt und auch keine Dreckspur 
hinterlässt. 

Die Industrie ist nach wie vor ein wichtiges 
Standbein der Wertschöpfung in der Bundesre-
publik, hat aber einen grundlegenden Wandel 
durchlaufen. Möglich gemacht hat diesen 
Wandel ein Mix aus staatlich verpflichtender 
Rahmensetzung und wirtschaftsdemokra-
tischer Gestaltung unter Einbeziehung von 
Betriebsräten, Gewerkschaften, Umweltver-
bänden, Arbeitgeberverbänden und anderen 
in Beiräten, die sowohl an den politischen 
Rahmensetzungen wie auch am Umbau betei-
ligt sind. Der Umbau verbindet dabei soziale 
Interessen an »Guter Arbeit« mit ökologischen 
Anforderungen.

Über anspruchsvolle und verpflichtende 
ökologische Zielvorgaben und mehrjährige 
Stufenpläne ist es nicht nur gelungen, vor-
handene Effizienzpotentiale auszuschöpfen. 
Endlich ist der Verbrauch von Rohstoffen und 
Energie absolut zurückgegangen. Schadstoff- 
und Treibhausgasemissionen sind drastisch 
gesunken, besonders gesundheits- und um-
weltschädliche Stoffe aus der Produktion ganz 
verschwunden. 

Die Explosion der Rohstoffpreise und zuneh-
mende Umweltprobleme bei der Förderung von 
Bodenschätzen haben es notwendig gemacht, 
den Einsatz von Material und Energie deutlich 
stärker zu regulieren. Ein Instrumentenmix 
aus Anreizen, Geboten und Transparenz 
belohnt seitdem Ressourcenschonung und be-

straft Verschwendung. Die Unternehmen sind 
überdies verpflichtet, Energie- und Rohstoff-
managementsysteme zu unterhalten und ihren 
Verbrauch öffentlich zugänglich zu bilanzieren. 

Für einige ausgewählte strategische Rohstoffe 
existiert ein Regulierungssystem, das deren 
Verbrauch begrenzt. Weil die Obergrenzen des 
Verbrauchs schrittweise abgesenkt wurden, 
konnten sich die Firmen darauf einstellen. Ein 
Technologieschub zur besseren Materialeffizi-
enz, Wiederverwendung und stofflichem 
Recycling war die Folge, zusätzliche Arbeitsplät-
ze entstanden. Der Umweltverbrauch im 
Produktionsprozess ist durch rundumerneuerte 
Fertigungsprozesse vermindert: Die CO2-freie 
Fabrik zeichnet sich aus durch einen hohen 
Anteil der Energie- und Brauchwasserrückge-
winnung, der Eigenerzeugung erneuerbarer 
Energien, der Kraft-Wärme-Kopplung und 
interner Stromspeicher. Effiziente Motoren, 
Pumpen und Getriebe sparen Energie und Geld.

Aber nicht nur 
»wie« produziert 
wird, hat sich 
verändert, sondern 
auch »was«. Ökode-
signvorgaben für alle 
industriell gefertig-
ten Produkte werden 

ständig weiter entwickelt. Alltagsgegenstände 
sind heute verbrauchsarm, langlebig und repa-
raturfähig. Sollbruchstellen sind verboten. Die 
Möglichkeit der zerstörungsfreien Demontage 
ist Konstruktionsprinzip. Wenn Produkte nicht 
mehr funktionieren, werden sie kaum noch 
weggeworfen, sondern soweit möglich wieder 
flott gemacht.

Die klassische Abfall- oder Kreislaufwirt-
schaft, die eher eine Orgie von Verbrennung 
und »Downcycling« war, gibt es nicht mehr. 
Die Unternehmen übernehmen die Pro-
duktverantwortung für den gesamten Lebens-
zyklus eines Produktes. Abfallvermeidung ist 
darum bereits Konstruktionsvorgabe. Wie-
derverwendung und hochwertiges stoffliches 
Recycling sind selbstverständlich. Die Kinder 
lesen in Schulbüchern, dass früher der Großteil 
der Wertstoffe verbrannt wurde, und können 
darüber nur den Kopf schütteln. Die Wertstoff-
wirtschaft hat die Abhängigkeit von Rohstoff-
importen erheblich vermindert. Im Gegenzug 

Aber nicht nur »wie«  
produziert wird,  

hat sich verändert,  
sondern auch »was«.



ist der Export von Elektroschrott und anderen 
Altmaterialien in Entwicklungsländer verbo-
ten. Denn sie wurden dort vielfach nur mit 
einfachsten Mitteln und unter schwersten 
Gesundheitsgefährdungen aufgearbeitet. 

Ohne wirtschaftsdemokratische Rechte wäre 
dieser Prozess nicht möglich gewesen. Das 
betrifft die Begleitung der politischen Rahmen-
setzungen wie auch der Umbaukonzepte. In 
den dafür gebildeten Beiräten wird versucht, 
ökologische und soziale Interessen miteinander 
in Einklang zu bringen. 

Beschäftigte, Betriebsräte und Beiräte arbei-
ten an der Verbesserung von Fertigungsprozes-
sen und Produkten. Viele Firmen konnten so 
hochwertige Arbeitsplätze durch den Aufbau 
neuer, sauberer Produktionslinien erhalten. 
Aber der Prozess war nicht immer konfliktfrei. 
An manchen  Standorten mussten veraltete 
Produktionen eingestellt werden, ohne dass 
dies sofort im eigenen Unternehmen kom-
pensiert werden konnte. Hier hat eine gezielte 
regionale und Branchenpolitik für den Aufbau 
neuer, zukunftsfähiger Arbeitsplätze gesorgt. 
Der Anteil hochwertiger unternehmensnaher 
Dienstleistungsarbeit in den Bereichen Logis-
tik, Beratung und Forschung hat zugenommen. 
Der Service- und Reparaturbereich wurde 
ausgebaut. Bund, Land und Unternehmen 
unterstützen den Prozess mit Qualifizierungs
offensiven und verbindlich geregelten Wei-
terbildungsansprüchen. Großzügige Über-
gangregelungen für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer haben Härten vermieden. 

Die Belegschaften sind oft an ihren Unterneh-
men beteiligt. Genossenschaften gewinnen an 
Bedeutung. In den Unternehmen werden Ta-
riflöhne bezahlt. Leiharbeit, Niedriglohn und 
prekäre Beschäftigung gehören der Vergangen-
heit an. Der Arbeitsdruck hat sich verringert. 
Durch eine generelle Arbeitszeitverkürzung 
gibt es kaum noch Arbeitslosigkeit und die 
Menschen haben mehr Zeit für ihre privaten 
und gesellschaftlichen Aktivitäten.

 
Ist-Zustand
Das wachstumsorientierte und auf fossilen 
Brennstoffen beruhende Wirtschaftsmodell 
überschreitet die Grenzen der Belastbarkeit der 
Natur. Profite werden oft über einen globalen 
Konkurrenzkampf um die niedrigsten Umwelt- 
und Sozialstandards realisiert. Gleichzeitig 
verschärft sich das Ungleichgewicht zwischen 
den Industriestaaten und den Ländern des 
globalen Südens.

Die Bundesregierung formuliert allenfalls die 
Forderung nach einer relativen Entkoppelung 
von Umweltverbrauch und wirtschaftlicher 
Entwicklung. Mit Ausnahme der Treibhausgas
emissionen werden absolute Einsparungen, 
etwa von Rohstoffen, nicht als Ziel benannt. 
Die Politik fördert  dementsprechend zwar 
Effizienztechnologien, hat aber kaum Konzep-
te, den Verbrauch von Rohstoffen insgesamt 
zurückzufahren. Erfolge bei der Effizienzsteige-
rung werden regelmäßig durch wirtschaftliches 
Wachstum zunichte gemacht. Das passiert zum 
Beispiel dann, wenn effizientere Automotoren 

weniger Kraftstoff benötigen, die Einsparung 
aber durch die Nachfrage nach schnelleren, 
stärkeren und schwereren Autos überkompen-
siert wird oder die Menschen weitere Strecken 
fahren (so genannter Rebound-Effekt). 

Anscheinend sinn-
voller ökologisch-
technischer Fort-
schritt führt oft dazu, 
dass Probleme in an-
dere Umweltbereiche, 
andere Weltregionen 
oder andere Nachhaltigkeitsdimensionen ver-
lagert werden: Wenn etwa Produkte in Europa 
durch den Einsatz von Mikroelektronik immer 
kleiner und leichter werden, dafür aber der 
ökologische Rucksack des Bergbaus in Afrika 
zur Förderung der dafür benötigten Rohstoffe 
immer größer wird, Bürgerkriege befördert 
werden oder Menschen unter unzumutbaren 
Bedingungen Rohstoffe abbauen müssen. 

Um eine zukunftsfähige Wirtschaft aufzu-
bauen, ist deshalb nicht nur der produktivere 
Umgang mit Ressourcen wichtig (Effizienz), 
sondern die absolute Begrenzung und Verrin-
gerung ihres Verbrauchs (Suffizienz). 

Der Verbrauch muss nicht nur gemindert 
werden, weil Vieles knapper wird. Angesichts 
der Umweltbelastungen und sozialen Konflikte, 
die mit Abbau, Verarbeitung oder Verfeuerung 
von Rohstoffen verbunden sind, kann auch die 
Frage gestellt werden: Haben wir vielleicht 
nicht zu wenig Ressourcen, sondern zu viele? 
In der Erde lagert noch eine Menge Kohle, Öl, 
Gas oder auch Metallerz, wenngleich diese 
Bodenschätze immer schwerer zugänglich sind. 
Ein großer Teil dieser Rohstoffe sollte in der 
Erde verbleiben. Ansonsten wird ihre Förde-
rung die Zukunft verbauen. 

Für DIE LINKE 
ist der sozial-ökolo-
gische Umbau der 
Industrie keine Frage 
von künftigen Wett-
bewerbsvorteilen, sondern überlebensnotwen-
dig. Er wird aber blockiert durch eine Ausrich-
tung der Unternehmensziele an kurzfristigen 
Renditeinteressen und an der Jagd nach Welt-
marktanteilen. Das passt zu einer politischen 
Wachstumsstrategie, die auf hohe Exportüber-
schüsse, Kostensenkung, niedrige Löhne und 
einen ›schlanken‹ Minimalstaat setzt. Diese 
Orientierung gefährdet für die Zukunft hoch-
wertige Industrie- und Dienstleistungsarbeits-
plätze in Deutschland. Ressourcenschonung, 
Energieeinsparung, Emissionsreduktion und 
Gute Arbeit haben da keinen Platz. 

Die reguläre sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung ist insgesamt auf dem Rückzug. 
Das »Normalarbeitsverhältnis« wird zerfasert: 
Leiharbeit, Niedriglöhne, befristete Beschäfti-
gung, Minijobs, Scheinselbstständigkeit, 
unfreiwillige Teilzeit und Projektarbeit 
wuchern in alle Bereiche der Arbeitswelt 
hinein. Permanente Restrukturierungen, neue 
Managementstrategien und Produktionskon-
zepte setzen die Belegschaften einem Dauer-
druck aus. Die Hälfte der Beschäftigten leidet 
heute unter starkem Zeit- und Termindruck. 

Erfolge bei der Effizienzsteigerung 
werden regelmäßig durch wirtschaft-
liches Wachstum zunichte gemacht.

Haben wir vielleicht nicht zu wenig 
Ressourcen, sondern zu viele?



Arbeitszeiten laufen aus dem Ruder. Chroni-
sche Erschöpfung, Burnout und andere 
psychische Störungen haben zugenommen. 
Gleichzeitig wird das Rentenalter heraufge-
setzt. Die exzessiv vernutzte Arbeitskraft wird 
so zum Wegwerfartikel. Sie soll viel leisten und 
möglichst wenig kosten. 

Die Prekarisierung 
trifft inzwischen 
auch Ingenieurinnen 
und Ingenieure. Ge-
rade große Unter-
nehmen verfolgen 
eine Personalstra-
tegie, wonach die 
Ingenieursarbeit im 
Unternehmen auf 
den stabilen Teil 
des konjunkturell 

schwankenden Arbeitsvolumens reduziert 
wird. Viele Fachkräfte finden sich so in un-
sicheren Arbeitsverhältnissen wieder, unter 
ständiger Bedrohung des Arbeitsplatzes und 
ohne langfristige Perspektive. 

Umbau

Die Industrienationen müssen ihre Verantwor-
tung ernst nehmen und den Ressourcen- und 
Energieverbrauch deutlich reduzieren. Einfa-
che Antworten reichen nicht. Davon gibt es 
genügend: »Heilsgeschichten« von einer neuen 
›sauberen‹ Dienstleistungsgesellschaft, die 
schlichte Forderung nach einem Schrumpfen 
der »schmutzigen« oder energieintensiven 
Produktion ohne Hinweise darauf, wie deren 
Produkte zu ersetzen sind, bis hin zu euphori-
schen win-win-Debatten um eine green econo-
my, in denen reale Konflikte kein Thema sind. 
Auch Szenarien, die vor allem auf die deutsche 
Exportweltmeisterschaft bei umstrittenen 
Technologien setzen, wie Nanotechnologie 
oder Elektromobilität, sind wenig überzeu-
gend. 

Der Umbau der Industrie ist mehr als das 
Schrumpfen von Produktionslinien, die nicht 
mehr zukunftsfähig sind. Er ist auch kein 
einfacher Verschiebebahnhof vom indust-
riellen Sektor in den Dienstleistungssektor. 
Der Umbau steht vielmehr vor miteinander 
verknüpften industriepolitischen Aufgaben, die 
im Ergebnis den absoluten Ressourcen- und 
Energieverbrauch dauerhaft senken sollen: 
• �industrielle Kerne und hochwertige Arbeits-

plätze in Industrie und Dienstleistung zu 
erhalten,

• �in allen Branchen die Produktionsver-
fahren ökologisch umzubauen und neue 
innovative, ökologische Produkte und 
Produktionsweisen zu erschließen, 

• �qualifizierte Arbeitsplätze für jene Beschäf-
tigten zu schaffen, deren Unternehmen in 
diesem Prozess ihre Produktion ohne Ersatz 
im Unternehmen vor Ort zurückfahren oder 
in andere Regionen verlagern,

• �diesen Umbau mit der Auseinandersetzung 
um gute Arbeit sowie mit Arbeitszeitverkür-
zung zu verbinden.

Dieser Prozess muss politisch gesteuert, wirt-
schaftsdemokratisch gestaltet, solide finanziert 
sowie mit der Sicherung von sozial regulierter 
Beschäftigung verbunden werden. 

Energieverbrauch senken
Für die Verminderung des Energieeinsatzes in 
der Produktion und die Erhöhung der Energie-
effizienz der Produkte existieren bereits gute 
Instrumente. Sie werden nur zu wenig angewen-
det beziehungsweise blockiert. So etwa das Top-
Runner-Programm, mit welchem Japan gute 
Erfahrungen gemacht hat. Hersteller von Elekt-
ro- oder Elektronikgeräten müssen verpflichtet 
werden, den Stromverbrauch ihrer Geräte auf ei-
nen Wert zu senken, der alle drei Jahre festgelegt 
wird. Die Norm sollte sich aus den Verbrauchs-
werten der besten zehn Prozent der am Markt 
befindlichen Produktgruppe ergeben.

Energieverteiler oder Energiehändler sollen 
verpflichtet werden, den Absatz von Energie bei 
Endkundinnen und Endkunden jährlich um 
1,5 Prozent zu mindern, wie dies im ersten Ent-
wurf der europäischen Energieeffizienzricht-
linie vorgesehen war. Dieses System wäre aus 
zwei Gründen ein enormer Fortschritt. Erstens 
würde erstmals ein wirkungsmächtiges Inst-
rument zur Senkung des Energieverbrauchs in 
Unternehmen zur Verfügung stehen. Zweitens 
könnte sich ein innovativer Markt für Ener-
giedienstleistungen entwickeln, die Einspar-
potentiale bei Endkundinnen und Endkunden 
suchen und heben. 

Ressourcenverbrauch senken/ 
Recycling

Auch im Bereich des Rohstoffverbrauchs 
müssen bewährte und neue Instrumente 
miteinander verknüpft werden. An vorderster 
Stelle muss stehen, die Wiederverwendung 
und das hochwertige Recycling von Mate-
rialien deutlich zu stärken. Das System der 
Produktverantwortung, welches bislang nur 
bei Verpackungen und Elektrogeräten existiert, 
sollte qualifiziert und auf andere Produkte aus-
geweitet werden. Hersteller sollen verpflichtet 
werden, ihre Produkte nach ihrer Lebensdauer 
zurück zu nehmen, zu recyceln und vor allem 
auch zerstörungsfrei demontierbar zu machen. 
In Verbindung mit verlängerten Gewährleis-
tungspflichten sollte dies dazu führen, dass 
Produkte langlebiger werden und Kundinnen 
und Kunden sie viel öfter als heute zur Repara-
tur bringen anstatt sie wegzuwerfen.

Für ausgewählte Rohstoffe ist ein Mengenre-
gulierungssystem einzuführen. Damit sollte 
der Verbrauch an Rohstoffen begrenzt werden, 
die selten sind oder deren Förderung bezie-
hungsweise Nutzung mit unvertretbar hohen 
Umweltbelastungen einhergeht. Begrenzt 
wird die Gesamtmenge an Rohstoffen, die in 
die Europäischen Union eingeführt oder hier 
abgebaut werden darf. Dieses System könnte 
garantieren, dass Effizienzfortschritte nicht 
mehr durch Produktionsausdehnungen »aufge-
fressen« werden. Wird die Obergrenze langsam 

OFFENE FRAGE 1: 

Wie könnte ein Mengenregulierungs-
system für ausgewählte Rohstoffe 

aussehen? Sollte man sich  
dabei am CO2-Emissionshandel  

orientieren?



über Jahre abgesenkt, so sind die Unternehmen 
in der Lage, sich mit entsprechenden Effizienz
investitionen oder sonstigen Programmen 
langfristig darauf einzustellen.

Umwelt- und Sozialbilanzen

Eine weiteres Instrument ist die Reform der 
Unternehmensberichterstattung. In Zukunft 
müssen der Energie- und Rohstoffverbrauch 
sowie Beschäftigung und  Arbeitsbedingungen 
fester Bestandteil von Bilanzen und Jahresab-
schlüssen sein. Be-
richtspflichten sollten 
sich – verbunden mit 
konkreten, gesetzlich 
vorgeschriebenen 
und vergleichbaren 
Messzahlen – auf 
die Themen Korrup-
tionsbekämpfung, 
Menschenrechte, 
Arbeitsbedingun-
gen, Beschäftigung, 
Material- und 
Energieverbrauch, 
Verbraucherschutz 
und unternehmeri-
sches Engagement in 
lokalen Initiativen 
erstrecken. Eine 
verpflichtende Of-
fenlegung und externe Kontrolle von Umwelt-
daten und Sozialstandards sollen sich auch auf 
Aktivitäten etwaiger Töchter, Zulieferer oder 
Auftragsfertiger erstrecken 

Über eine Änderung des Aktiengesetzes müs-
sen Aufsichtsratsmitglieder dem Wohl der sie 
entsendenden Gremien und zu Rechenschaft 
und Offenlegung verpflichtet werden. Zusätz-
lich sollte Whistleblowing, das im öffentlichen 
Interesse auf falsche Informationen aufmerk-
sam macht, gesetzlich geschützt werden. 

Beschäftigungschancen realisieren

Vorhandene Recycling- und Effizienzpotentiale 
müssen schon aus Gründen der Beschäfti-
gungssicherung endlich gehoben werden. Die 
Steigerung der Rohstoffeffizienz birgt ein enor-
mes Beschäftigungspotential: Bis zu 700.000 
Arbeitsplätze sind bei konsequenter Umset-
zung aller Materialeinsparungspotentiale im 
verarbeitenden Gewerbe bis 2030 möglich.

Eine durchaus realistische Verdreifachung des 
Einsatzes von recycelten Nichteisenmetallen 
würde 10.000 zusätzliche Arbeitsplätze 
schaffen. Die vorliegenden Studien zur Be-
schäftigungswirkung der erneuerbaren 
Energien gehen von Nettobeschäftigungsge-
winnen von 100.000 bis 180.000 Arbeitsplätzen 
bis 2030 aus, die vor allem im industriellen 
Sektor anfallen werden. Allerdings gelten 
bisher in vielen der neuen Industriebereiche 
wie etwa der Photovoltaik, selten Tarifverträge. 
Es wird überdurchschnittlich mit Niedriglöh-
nen gearbeitet. Der sozial-ökologische Umbau 

muss mit Kampagnen für gute Arbeit verbun-
den werden. Staatliche Fördermaßnahmen von 
zinsverbilligten Krediten bis hin zur For-
schungsförderung sind an entsprechende Krite-
rien zu binden. 

Zusätzlichen Jobs in 
der Industrie können 
im Strukturwandel 
allerdings auch Ar-
beitsplatzverluste in 
der fossilen Energie-
wirtschaft oder anderswo gegenüber stehen. 
Es muss Aufgabe von Bund, Ländern, Kom-

munen, Unternehmen und Gewerkschaften 
sein, solche Prozesse sozial gerecht zu gestalten 
– durch einem Mix von attraktiven Über-
gangsregelungen und Abfindungen für ältere 
Beschäftigte, durch Qualifizierungsprogramme 
und Umzugshilfen für Jüngere. Am besten aber 
durch die Schaffung neuer Jobs in zukunftsfä-
higen Unternehmen.

Öffentliche Auftragsvergabe –  
Modellprojekte fördern

Um diese Ziele zu erreichen, müssen Industrie-
unternehmen und Beschäftigte mit öffentlichen 
Förderprogrammen, öffentlichen Investitionen 
und einer vorbildlichen öffentlichen Auftrags-
vergabe unterstützt werden. Diese sollen vor 
allem die Produkte und Produktionsverfahren 
fördern, die sich durch Langlebigkeit und einen 
niedrigen Material- und Energieverbrauch 
auszeichnen. Zur Finanzierung dieser Maß-
nahmen stehen derzeit Einnahmen aus der 
Versteigerung von Emissionsrechten sowie 
gegebenenfalls aus der Versteigerung von 
Rohstoffen bereit. Die LINKE hat dafür unter 
anderem die Bildung eines Energieeffizienz-
fonds vorgeschlagen, der auf Rohstoffeffizienz 
ausgedehnt werden könnte.

Anstatt es sich einfach zu machen wie die 
Bundesregierung mit ihrer nationalen 
Plattform Elektromobilität oder mit der 
Gebäudesanierung je nach Kassenlage, sollten 
weitergehende demokratische Umbauprozesse 
angestoßen und gefördert werden. Technolo-
gische Innovationen und Revolutionen 

Der sozial-ökologische Umbau  
muss mit Kampagnen für gute Arbeit 
verbunden werden.



müssen ganze Branchen erfassen. Sie dürfen 
aber nicht auf Markteinführungsprozesse 
verkürzt werden und Umweltprobleme nur 
verlagern. Technische Neuerungen müssen in 
einen Umbau der entsprechenden Systeme 
eingebettet werden. Sie müssen regional und 
in Modellprojekten erprobt werden. Elektro-

mobilität macht 
beispielsweise nur 
Sinn, wenn der hohe 
Rohstoffverbrauch 
von seltenen Erden 
reduziert werden 
kann, wenn die 
Kapazitäten der 
erneuerbaren 

Energien ausgeweitet werden und wenn der 
öffentliche Nahverkehr massiv ausgebaut 
wird. Die Elektrifizierung des Antriebes 
reicht nicht aus. Sie kann nur ein eng be-
grenzter Bestandteil eines neuen Energie- 
und Verkehrssystems sein. Deshalb müssen 
Modellprojekte gefördert werden, in denen 
wirtschaftsdemokratische Planung und 
ökologischer Umbau erfahrbar werden. 

Gute Arbeit –  
betriebliche Mitbestimmung

Gute Arbeit ist ebenso wie Mitbestimmung 
eine Voraussetzung und Quelle für Produkt- 
und Prozessinnovationen. Zukunftsperspekti-
ven, Qualifikation, Motivation und Mitbestim-
mungsrechte entscheiden über die Qualität und 
Akzeptanz des Strukturwandels.

Die entscheidenden 
Vorgaben zur Min-
derung des Umwelt-
verbrauchs muss der 
Staat setzen. Bei der 
betrieblichen Um-
setzung kommt aber 
auch den Gewerk-
schaften und den 
Betriebsräten eine 
wichtige Funktion 
zu. Die Umwelt- 
und Sozialbilanzen 
müssen ihnen zur 
Prüfung vorgelegt 
werden. Die direk-
te Beteiligung von 
Beschäftigten kann 
zu einer signifikan-
ten Verbesserung 
der ökologischen 
Innovationsfähigkeit 
von Unternehmen 

beitragen. Die Beschäftigten kennen ihren 
Arbeitsplatz am besten. Nur wenn sie für den 
sparsamen und effizienten Umgang mit Energie 
und Rohstoffen sensibilisiert und weiterqualifi-
ziert werden, können Verbesserungspotenziale 
auch frühzeitig erkannt werden. Aufgrund ih-
rer Vertrauensbeziehung zu den Beschäftigten 
sind Betriebsräte – entgegen dem Vorurteil, sie 
wären Innovationsbremser – oft sehr gut in der 
Lage, zusätzliche Innovationspotenziale zu ak-

tivieren, das Wissen von Beschäftigten in den 
Innovationsprozess einzubringen und diesen 
zugleich arbeitsorientiert zu gestalten.

Zu diesem Zweck müssen die Beschäftigten 
über ihre im Betriebsverfassungsgesetz ver-
ankerten Rechte beim betrieblichen Umwelt-
schutz hinaus schon im Planungsstadium an 
der Einführung neuer Technologien, Produkte 
und Verfahren beteiligt werden. Die Beleg-
schaft beziehungsweise Betriebsräte brauchen 
das Recht, Arbeitsgruppen zu bilden, die 
während der Arbeitszeit Vorschläge für soziale 
und ökologische Verbesserungen der Produkte 
und der Produktionsabläufe erarbeiten. Dazu 
gehört auch das Recht, externe Beratung aus 
Wissenschaft und Verbänden hinzuzuziehen.

Ergänzend zur Ausweitung der betrieblichen 
Mitbestimmung stärkt die Umwandlung von 
Gewinnanteilen in eine gemeinschaftliches 
und nicht handelbares Belegschaftseigentum 
die Position der Beschäftigten bei betrieblichen 
Entscheidungen. Das Belegschaftseigentum 
muss von der gesamten Belegschaft demokra-
tisch verwaltet werden.

Branchenumbau  
und Strukturwandel  
wirtschaftsdemokratisch gestalten 

Koordiniert werden soll der Umbau auf allen 
Ebenen durch Branchendialoge und Beiräte, 
in denen Unternehmen, Wissenschaft, Um-
weltverbände und Gewerkschaften vertreten 
sind. Sie sollen den sozial-ökologischen Umbau 
von Betrieben und Regionen befördern sowie 
an der politischen Rahmensetzung für den 
sozial-ökologischen Umbau beteiligt sein. Die 
Beiräte haben auf den unterschiedlichen Ebenen 
spezifische Aufgaben: Erstellung von Umbau- 
und Fortschrittsberichten, fachliche Begleitung 
von Umbauprozessen, Mitentscheidung über die 
Vergabe von Fördermitteln. Sie haben auf ihrer 
jeweiligen politischen Ebene ein Initiativrecht. 
Dabei kommt der regionalen Strukturpolitik eine 
besondere Bedeutung zu: Eine Voraussetzung da-
für ist aber, dass Landes- und Regionalentwick-
lungspläne zu echten demokratischen Gestal-
tungsinstrumenten weiterentwickelt werden.

Eine rein defensive Strategie, welche die 
zentrale Frage der Beschäftigungssicherung 
lediglich mit dem zeitweisen »Ausschluss 
betriebsbedingter Kündigungen« beantworten 
würde, kommt nicht in Frage. Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sowie Gewerkschaften 
sollen zum Agieren befähigt werden – nicht 
nur zum Reagieren. Auch hier gibt es bereits 
Beispiele wie die so genannte »Radolfzeller 
Vereinbarung der IG Metall mit Siemens«. 
Diese Vereinbarung beinhaltet neben dem mit-
telfristigen Ausschluss der Verlagerung oder 
Schließung von Standorten vor allem weitrei-
chende Informations- und Beratungsrechte für 
die Arbeitnehmerseite bei Investitionsentschei-
dungen, beabsichtigten Umstrukturierungen 
und Standortentscheidungen. Damit besteht 
die große Chance, kritische Entwicklungen 
am eigenen Standort möglichst frühzeitig zu 
erkennen und ihnen zu begegnen.

Ergänzend zur Ausweitung  
der betrieblichen Mitbestimmung 

stärkt Belegschaftseigentum  
die Position der Beschäftigten.

OFFENE FRAGE 2: 

Wie viel Beschäftigung ist durch den 
Umbauprozess zu erwarten? 

 Welche Anforderungen  
an das Qualifikationsprofil  

der Beschäftigten werden gestellt?  
In welchem Umfang  

und an welchen Standorten  
ist mit negativen Folgen  

für die Beschäftigung zu rechnen? 
Können alternative Arbeitsplätze  

in anderen Unternehmen  
oder in anderen Branchen  

angeboten werden? 


